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3Editorial 

Die Corona-Krise hat zu einer Rekordar-
beitslosigkeit in Österreich geführt. Es 

braucht daher dringend wirtschafts- und ar-
beitsmarktpolitische Maßnahmen, um ge-
genzusteuern. Es darf jedoch nicht sein, dass 
die Krisenkosten größtenteils von den Arbeit-
nehmer_innen geschultert werden. Wir brau-
chen eine faire Verteilung sowie nachhaltige 
Impulse, um die Wirtschaft und den Arbeits-
markt wieder in Schwung zu bekommen. 
Sinnvoll und längst überfällig ist eine allge-
meine Arbeitszeitverkürzung. Auch das An-
heben des Arbeitslosengelds auf zumindest 
70 % des letzten Nettoeinkommens würde 
eine positive Aufwärtsspirale in Gang setzen. 
Dazu ist es sinnvoll, eine Erbschafts- und Ver-
mögenssteuer in Österreich einzuführen. In 
der letzten Ausgabe der „ArbeitsWelten“ ha-
ben wir bereits auf die Notwendigkeit einer 
Reichensteuer hingewiesen und erläutert, 
warum eine Millionärssteuer zu mehr Vertei-
lungsgerechtigkeit führt. 

In dieser Ausgabe widmen wir uns unter an-
derem den Themen Arbeitszeitverkürzung 
und Arbeitslosengeld. Wir zeigen auf, dass 
durch kürzere Arbeitszeiten neue Jobs ent-
stehen und die Produktivität erhöht wird. Ge-
rade jetzt braucht es eine Neuverteilung der 
Arbeit. Verschiedene Modelle wie das Soli-
daritätsprämienmodell oder das „90 für 80“ 
Arbeitszeitmodell der Gewerkschaft GPA 
sind geeignete Instrumente, um eine Arbeits-
zeitverkürzung umzusetzen. Dringend not-
wendig ist auch die Erhöhung des Arbeitslo-
sengelds. Im internationalen Vergleich liegen 
wir leider sehr weit hinten. Mit 55 % „Netto-
ersatzrate“ in Österreich liegen wir sogar un-
ter dem OECD-Durchschnitt von 63 %. Eine 
Anhebung des Arbeitslosengelds auf zumin-

dest 70 % ist daher nicht nur fair, sondern 
längst überfällig. Ein höheres Arbeitslosen-
geld stärkt auch die Kaufkraft der Menschen 
und unterstützt somit, die Wirtschaft anzu-
kurbeln und die Krise zu bewältigen. 

In dieser Ausgabe blicken wir auch auf den 
26. Bundeskongress der PFG zurück. Auf 
Grund der Corona-Situation im März haben 
wir den Kongress virtuell durchgeführt und 
von der ÖGB-Zentrale in Wien für die PFG-
Mitglieder übertragen. Mit der Neuaufstel-
lung und einem neugewählten Präsidium so-
wie Bundesvorstand gehen wir als Parteifreie 
Gewerkschafter_innen motiviert und enga-
giert in die Zukunft. In dem Zusammenhang 
dürfen wir uns auch bei allen Kolleg_innen 
bedanken, die sich über viele Jahre sehr en-
gagiert bei der PFG eingebracht und einen 
wichtigen und positiven Beitrag geleistet ha-
ben. Wir berichten in der Ausgabe auch über 
den Gründungskongress der Parteifreien Ge-
werkschaftsjugend und beleuchten die fast 
70jährige Geschichte der PFG.

Corona beeinflusst leider immer noch un-
ser Leben und unseren Alltag. Immer mehr 
Menschen sind mittlerweile gegen Coro-
na geimpft und die Infektionszahlen sinken 
wieder. Es besteht die Hoffnung, dass wir ei-
nen halbwegs „normalen Sommer“ genießen 
können. Wir wünschen euch jedenfalls erhol-
same Ferien und eine schöne und entspan-
nende Zeit. Viel Spaß beim Lesen der „Ar-
beitsWelten“ und bleibt bitte gesund. 

Beste Grüße
Alexander Sollak

Arbeitszeitverkürzung
und Anhebung des Arbeitslosengelds sind sinnvolle 
Maßnahmen, um die Krise zu bewältigen.

Alexander Sollak  
Bundesvorsitzender 
der Parteifreien  
Gewerkschafter_innen 
Österreichs
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26. Bundeskongress
Neuaufstellung der Parteifreien Gewerkschafter_innen Österreichs

Am 20. März 2021 fand der 26. Bundeskongress der Parteifreien 
Gewerkschafter_innen Österreichs statt. Aufgrund der Corona-Situation und  

der hohen Infektionszahlen wurde der Kongress virtuell durchgeführt.  
Für die PFG-Mitglieder wurde live aus der ÖGB-Zentrale in Wien übertragen  

und die Kolleg_innen konnten online am Bundeskongress teilnehmen.
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Nach der Eröffnung und Begrüßung folgte 
ein umfassender Bericht des PFG-Vor-

sitzenden Heinz Weißmann. Er gab einen 
detaillierten Überblick, was in der abgelau-
fenen Funktionsperiode umgesetzt und er-
reicht werden konnte. Neben den vielen 
erfolgreichen Betriebsrats- und Personalver-
tretungswahlen mit Beteiligung von Partei-
freien Gewerkschafter_innen, wurden die po-
sitiven Entwicklungen in den Landesgruppen 
und das aktive Engagement in den Gewerk-
schaftsgremien hervorgehoben. Voller Stolz 
berichtete der Vorsitzende auch über die 
Gründung der Parteifreien Gewerkschaftsju-
gend und wies darauf hin, dass sich in den 
letzten Jahren wieder verstärkt junge Be-
triebsrät_innen und Personalvertreter_innen 
der PFG angeschlossen haben.

Georg Auer, der stellvertretende PFG-Vor-
sitzende, moderierte den Bundeskongress 
und führte durch die Tagesordnung. Nach 
dem Bericht des Vorsitzenden, dem Bericht 
der Kassierin und dem Bericht des Kassaprü-
fers, wurden die Gremien entlastet und die 
neuen Statuten präsentiert. Georg Auer er-
läuterte die Anpassungen und Änderungen 
der PFG-Statuten. Anschließend wurden die-
se vom Bundeskongress bestätigt. Nach den 
Statutenänderungen standen die Neuwahlen 

der PFG-Gremien auf der 
Tagesordnung. Der Wahl-
vorschlag für das Bun-
despräsidium, den Bun-
desvorstand, der Rech-
nungsprüfung sowie für 
das Schiedsgericht wurde 
vorgestellt und vom Bun-
deskongress bestätigt. Mit 
den Neuwahlen wurden 

die Weichen für eine nachhaltige und posi-
tive Weiterentwicklung der Parteifreien Ge-
werkschafter_innen Österreichs gestellt.
‍
Der neu gewählte PFG-Bundesvorsitzende 
Alexander Sollak bedankte sich im Namen 
des Teams und der gewählten Kolleg_innen 
für das Vertrauen und gab einen kurzen Aus-
blick auf die zukünftigen Schwerpunkte. Er 
betonte, dass die PFG „eine große Gemein-

schaft von Arbeitnehmervertreter_innen ist, 
wo unterschiedliche Meinungen und Sicht-
weisen erlaubt und sogar erwünscht sind.“ 
Sollak betonte weiters, dass „sehr viele Beleg-
schaftsvertreter_innen in den unterschied-
lichsten Betrieben sehr erfolgreich für ihre 
Kolleg_innen tätig sind und die Interessen 
der Mitarbeiter_innen vertreten – parteifrei, 
unabhängig und ohne politische Einflussnah-
me und Befindlichkeiten.“ Im neu gewähl-
ten PFG-Präsidium und PFG-Bundesvorstand 
sind Betriebsrät_innen und Personalvertre-
ter_innen aus den unterschiedlichsten Bran-
chen und Regionen vertreten. Das Team ist 
sehr divers und setzt sich aus erfahrenen Ar-
beitnehmervertreter_innen zusammen, die 
schon viele Jahre bei der PFG sind, aber auch 
junge Kolleg_innen, die noch nicht solange 
bei den Parteifreien Gewerkschafter_innen 
mitarbeiten, sind im Präsidium und Vorstand 
vertreten. Die Neuaufstellung der PFG bildet 
die Basis für eine positive Entwicklung in der 

   Neugewählte PFG-Gremien
 

Die Parteifreien  
Gewerkschafter_innen 
feiern nächstes  
Jahr 70 Jahre PFG.

Bundespräsidium:

•	 Alexander Sollak (Bundesvorsitzender)
•	 Georg Auer (Bundesvorsitzender Stv.)
•	 Christian Krassnitzer (Bundesvorsitzen- 

der Stv.)
•	 Anton Polivka (Bundesvorsitzender Stv.)
•	 Kaja Unger (Schriftführerin)
•	 Monika Suppan (Schriftführerin Stv.)
•	 Jan Kleiber (Kassier)
•	 Christian Liebenberger (Kassier Stv.)
•	 Michelle Müller (Jugend)
•	 Katharina Moltinger (Diversität/Frauen)

Neugewählter PFG-Bundesvorstand:‍
•	 PFG-Bundespräsidiumsmitglieder
•	 Christian Reiseneder
•	 Hilde Schneider
•	 Eckhart Fahrner
•	 Johannes Magauer
•	 Alexander Schaar
•	 Reinhard Kapl
•	 Roland Chalusch
•	 Herbert Unterwandling
•	 Christian Krinner
•	 Peter Schnaitter
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Zukunft. Viele Belegschaftsvertreter_innen 
wollen unabhängig agieren und unterstützen 
eine parteifreie Gewerkschaftspolitik.

Der emotionale Höhepunkt des 26. PFG-Bun-
deskongresses war sicherlich die Ernennung 
von Heinz Weißmann zum PFG-Ehrenob-
mann. Nach vielen Jahren an der Spitze der 
PFG kandidierte Heinz Weißmann nicht mehr 
für den PFG-Vorsitz. Auf Grund seiner Ver-
dienste für die PFG wurde er zum Ehrenmit-
glied und Ehrenobmann gewählt.

Trotz der schwierigen Rahmenbedingungen 
konnte der 26. PFG-Bundeskongress ord-
nungsgemäß und erfolgreich durchgeführt 
werden – aufgrund der Corona-Situation lei-
der nur virtuell und online. Im Zuge des Bun-
deskongresses wurde auch ein Ausblick auf 
das Jubiläumsjahr 2022 gegeben. Die Partei-
freien Gewerkschafter_innen Österreichs fei-
ern nächstes Jahr 70 Jahre PFG. In dem Zu-
sammenhang wird es eine Festveranstaltung 
geben, wo es dann hoffentlich wieder mög-
lich sein wird, persönlich im großen, feierli-
chen Rahmen zusammen zu kommen.

Coverstory

ÖGB-Präsident Wolfgang Katzian (links) mit dem neugewählten PFG-Vorsitzen- 
den Alexander Sollak (rechts) und dem stv. PFG-Vorsitzenden Georg Auer (Mitte).

vlnr: Ch. Reiseneder, G. Auer, H. Weißmann, I. Weißmann

Wir möchten uns an dieser Stelle herzlich bei 
Heinz und Ilse Weißmann, Sigi Gierzinger,  
Ing. Otmar Höfler, Siegfried Trauch,  
Peter Weitlaner, DI Wilfried Hoffmann,
Dr. Rosa-Maria Oberhammer, Peter Meyer,
Ing. Norbert Graml, Heinz Scheichl,  
Harald Erhardt, Gerhard Kogler, Franz Scharf, 
Manfred Siegl, DI Johann Tschrischnig  
bedanken, jene PFG-Kolleg_innen, die im Zuge 
der Neuwahlen aus dem Bundesvorstand und 
der Bundesleitung ausgeschieden sind. 

»» Danke! Ihr habt über viele Jahre einen 
wichtigen und positiven Beitrag geleis-
tet und stets mit großem persönlichen 
Einsatz die Interessen der PFG vertre-
ten. 

Wir freuen uns, dass die meisten auch weiter-
hin aktiv in der PFG mitarbeiten und dabei un-
terstützen, die Zukunft der Parteifreien Ge-
werkschafter_innen erfolgreich zu gestalten.
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»» Willkommen bei den Parteifreien 
Gewerkschafter_innen Österreichs

Die Familie der Parteifreien Gewerkschafter_innen wächst von 
Monat zu Monat und wird immer größer. Neu bei der PFG dür-
fen wir Hilde Zodl begrüßen.

Hilde ist seit vielen Jahren 
Personalvertreterin im All-

gemeinen Krankenhaus Wien 
(AKH). Als Gewerkschafterin ist 
sie Vorsitzende der ARGE in der 
Hauptgruppe II in der Gewerk-
schaft Younion. Hilde ist darü-
ber hinaus Laienrichterin beim 
Arbeits- und Sozialgericht Wien 
und Kammerrätin in der Arbei-
terkammer Wien. 

Ich bin bei der ARGE und den 
Parteifreien Gewerkschafter_
innen weil ich mich keinen 
parteipolitischen Vorgaben 
beugen möchte!
Die unabhängigen Gemeindebe-
diensteten haben als kleine Grup-
pierung so viel geschafft. Oftmals 
werden ArbeitnehmerInnen z.B. 
mit einer „ungerechtfertigten“ 
fristlosen Entlassung konfron-
tiert oder gekündigt und werden 
in dieser Situation allein gelas-
sen. Keine andere Gruppierung 

hat so viele gekündigte oder ent-
lassene ArbeitnehmerInnen zu-
rückgeholt wie die ARGE. Die Ar-
beitnehmerInnen brauchen eine 
parteipolitisch unabhängige Ver-
tretung, die keinen politischen 
Parteien, Institutionen oder Vor-
gesetzten verpflichtet ist. Wir ak-
zeptieren nur einen Chef: das Ge-
setz. In diesem Sinne möchten 
wir die ArbeitnehmerInnen noch 
viel mehr stärken. 

Hilde Zodl

»» Fraktionsstatus in der Gewerkschaft der Post- und Fernmeldebediensteten (GPF)

Bereits im November des letzten Jahres haben wir als Parteifreie Gewerkschafter_innen dem Präsidium  
der Gewerkschaft der Post- und Fernmeldebediensteten (GPF) die Erfüllung der Anerkennungskriterien  
für den Fraktionsstatus innerhalb der GPF schriftlich zur Kenntnis gebracht.

Unser Ansuchen für die Anerken-
nung als Fraktion innerhalb der 

GPF wurde seitens der Gewerkschaft 
bisher leider noch nicht behandelt. 
Uns wurde jedoch zugesichert, dass 
dies beim nächsten GPF-Bundesvor-
stand im Sommer 2021 geschehen 
wird. Nachdem wir als anerkannte 
Fraktion im ÖGB auch die notwendi-

gen Kriterien für den Fraktionsstatus 
innerhalb der GPF erfüllen, gehen wir 
davon aus, dass dieser Formalakt sei-
tens der Gewerkschaft GPF positiv ab-
gewickelt wird. Wir können uns daher 
als Parteifreie Gewerkschafter_innen 
zukünftig auch innerhalb der GPF en-
gagieren und mithelfen, die Interes-
sen der Kolleg_innen bestmöglich zu 

vertreten. Gemeinsam mit den ande-
ren Fraktionen werden wir versuchen, 
die Situation für die Arbeitnehmer_in-
nen zu verbessern und solidarisch 
den „Angriffen“ der Regierungs- und 
Wirtschaftsseite gegenüber den Be-
schäftigten entgegentreten.

Ich bin bei der ARGE und den 
Parteifreien Gewerkschafter_
innen weil ich mich keinen 
parteipolitischen Vorgaben 
beugen möchte!

   ARGE
 
Arbeitsgemeinschaft  
unabhängiger Arbeit- 
nehmerInnen/Gemeinde- 
bediensteter

Die ARGE ist eine Plattform unabhängi-
ger ArbeitnehmerInnen und Gemeinde-
bediensteter in Wien. Als sehr engagiertes 
Team kämpft die ARGE in verschiedenen 
Wiener Gemeindebetrieben als unabhängi-
ge und parteifreie Arbeitnehmervertretung 
für ihre Kolleg_innen. 

Die ARGE ist ein Team, das …

Mehr Informationen unter: 
www.arbeitsgemeinschaft.at

•	 für die Einhaltung der Arbeitnehmer-
schutzbestimmungen eintritt. 

•	 sich für die Auszahlung der den Be-
schäftigten zustehenden Lohnanteile 
engagiert.

•	 sich weder einschüchtern noch kaufen  
	 lässt.
•	 nicht jede Neueinführung des Arbeit-

gebers kritiklos hinnimmt.
•	 mit den Beschäftigten durch Dick und 

Dünn geht und kompromisslos an ih-
rer Seite steht.
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PFG Jugendkongress 2021
Offizielle Gründung der Parteifreien Gewerkschaftsjugend

Nach langer Vorbereitungszeit fand am 4. März 2021 zum ersten Mal in der  
Geschichte der Parteifreien Gewerkschafter_innen ein Jugendkongress statt.

Aufgrund der damals vorherrschenden 
Corona-Situation war es leider nicht 

möglich, die gesamte Veranstaltung in Prä-
senz abzuhalten. Doch auch digital konnte 
eine ansprechende und würdige Lösung für 
einen solch historischen Moment geschaffen 
werden. Für die PFG-Mitglieder wurde live 
aus der ÖGB-Zentrale in Wien übertragen 
und die jungen Kolleg_innen konnten online, 
aus ganz Österreich, am Jugendkongress teil-
nehmen. 
Michelle Müller, Mitglied der Parteifreien 
Gewerkschafter_innen, moderierte den Ju-
gendkongress und berichtete über die Grün-

dungsphase sowie laufende Vorbereitungsarbeiten für die Parteifreie 
Gewerkschaftsjugend. Nach einer kurzen Vorstellungsrunde wurden 
die zukünftigen Ziele diskutiert und besprochen.

Jugendpräsidium und Jugendvorstand
Mit der Wahl des ersten PFG-Jugendpräsidiums wurde erfolgreich der 
organisatorische Grundstein für einen erfolgreichen Aufbau der Ju-
gendorganisation innerhalb der PFG gelegt.
Nach der Wahl des Präsidiums wurde über die Anträge der Landes-
gruppen abgestimmt. Hervorzuheben ist auch, dass es in kürzester 
Zeit bereits gelungen ist, Landesgruppen in nahezu ganz Österreich 
zu gründen. Dadurch ist es möglich, bundesweit mit der Jugendarbeit 
durchzustarten und jungen Arbeitnehmer_innen eine lokale Anlauf-
stelle zu bieten.

Jugend
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Präsidium der  
Parteifreien  
Gewerkschaftsjugend:

•	 Michelle Müller  
(Vorsitzende) 

•	 Sebastian Wagner  
(Stv. Vorsitzender) 

•	 Adam Sladek  
(2. Stv. Vorsitzender) 

•	 Ludwig Kittel  
(3. Stv. Vorsitzender)

Landesgruppen der Partei-
freien Gewerkschaftsjugend

•	 Wien, Niederösterreich & 
Burgenland (Erol Sevindik, 
Vorsitzender) 

•	 Kärnten, Tirol & Vorarlberg 
(Niklas Opitz, Vorsitzender)

•	 Salzburg & Oberösterreich 
(Paul Simon, Vorsitzender)

„Ich bin stolz, die erste partei-
freie Jugendvorsitzende in der 
Geschichte der PFG sein zu dür-
fen. Ziel ist es, eine Anlaufstel-
le für junge Kolleg_innen zu sein 
und für faire Arbeitsbedingun-
gen zu kämpfen. Die Arbeitneh-
mer_innenvertretung sollte, un-
abhängig der jeweiligen politi-
schen Ansichten, das bestmög-
lichste für ihre Kolleg_innen leis-
ten.“, so Müller kurz nach ihrer 
Wahl zur Jugendvorsitzenden.

Der Jugendvorstand setzt sich aus dem Ju-
gendpräsidium und Vertreter_innen der Lan-
desgruppen zusammen. Der erste große 
Schritt ist jetzt, junge, engagierte Leute zu er-
reichen, die ohne politischen Einfluss, Beleg-
schaftsvertretungsarbeit in ihrem Arbeitsum-
feld leisten wollen. Egal ob Jugendvertrauens-
rat oder junge Betriebsrät_innen bzw. Perso-
nalvertreter_innen.

Du bist unter 33 Jahre alt? Stehst für deine Kol-
leg_innen gerne ein und möchtest etwas verän-
dern? Dann bist du bei uns genau richtig.

Mehr Infos über die Arbeit der Parteifreien 
Gewerkschaftsjugend findest du auf unserer 
Homepage unter:
https://www.pfg.at/jugend

Wir freuen uns auch auf einen persönlichen Aus-
tausch. Melde dich einfach unter jugend@pfg.at 
oder direkt bei unserer Jugendvorsitzenden  
Michelle Müller 0664/6632230.

Jugend

vlnr: Niklas Opitz, Michelle Müller, Sebastian Wagner
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Arbeitszeitverkürzung
Neuverteilung der Arbeit schafft neue Jobs

Vor dem Hintergrund der Corona-Krise und Digitalisierung sowie der aktuellen  
Rekordarbeitslosigkeit wird immer häufiger über verschiedene Formen von  

Arbeitszeitverkürzung diskutiert. Neben der Kurzarbeit sind auch Altersteilzeit,  
das Solidaritätsprämienmodell, die Vier-Tage-Woche, eine sechste Urlaubswoche  

und eine generelle Reduktion der Wochenarbeitszeiten in Diskussion.

Die Idee dabei ist, die vorhandenen  
Arbeitsstunden auf mehr Menschen 

aufzuteilen und mit kürzeren Arbeitszeiten 
mehr und neue Jobs zu schaffen. Denn ei-
nes ist klar, Arbeitszeitverkürzung schafft Be-
schäftigung. 
Derzeit sind knapp eine halbe Millionen 
Menschen auf Jobsuche. Will man diese Per-
sonen schnell wieder in Beschäftigung brin-
gen, muss man die Arbeit umverteilen.  Ar-
beitszeitverkürzung ist da ein vernünftiger 
Ansatz, da sind sich viele Wirtschaftswissen-
schafter und Arbeitsmarkt-Experten einig.

Hohe Arbeitszeiten in Österreich 
Die Vollzeit-Beschäftigten in Österreich ar-
beiten mit 41,1 Arbeitsstunden nach Mal-
ta (41,3) und Zypern (41,2) im europäischen 
Vergleich am drittlängsten pro Woche. 39 
Millionen Mehr- und Überstunden jährlich 
würden jedoch weder in Zeit noch Geld ab-
gegolten. Der Wert dieser „Gratisarbeit“ ent-
spricht einem Wert von 900 Millionen Euro 
pro Jahr und entspricht der Arbeitsleistung 
von 23.000 Vollzeitbeschäftigten.
In vielen Branchen, wie etwa im Sozialbe-
reich, sind die Beschäftigten aufgrund der 
körperlich und psychisch anstrengenden 
Tätigkeiten von Burn-Out und Überlastung 
betroffen. Sie arbeiten daher oft Teilzeit, um 
die Arbeitsbelastung zumindest halbwegs 
ertragen zu können. Auch in vielen ande-
ren Bereichen sind ähnliche Entwicklungen 
zu beobachten. Eine allgemeine Arbeitszeit-
verkürzung ist daher dringend notwendig, 
damit Beschäftigte an ihrer Arbeit nicht zu-
grunde gehen. Arbeitszeitverkürzung darf 

jedoch nicht dazu führen, dass gleich viel Ar-
beit in weniger Zeit erledigt werden muss. 
Wird die wöchentliche Arbeitszeit verkürzt, 
wird dadurch die zu 
erledigende Arbeit 
nicht weniger. Ei-
ne Verdichtung von 
Arbeit und steigen-
de Belastung sind 
reale Gefahren. Sie 
können nur verhin-
dert werden, wenn 
mehr Personal im jeweiligen Betrieb einge-
stellt wird. Denn Arbeitszeitverkürzung oh-
ne Personalausgleich ist genauso wenig er-
strebenswert wie Arbeitszeitverkürzung oh-
ne Lohnausgleich.

„90 für 80“ Arbeitszeitmodell
Im Zuge der Corona-Krise forderte die Ge-
werkschaft GPA die Möglichkeit einer frei-
willigen Arbeitszeitverkürzung nach dem 
„90 für 80“-Modell. Dieses ermöglicht jeweils 
vier Mitarbeiter_innen eine Reduktion ihrer 
Arbeitszeit auf 80 Prozent, während das Ent-
gelt nur auf 90 Prozent reduziert wird. Dafür 
kann eine Arbeitskraft neu eingestellt wer-
den. 

Solidaritätsprämienmodell
Ein bereits bewährtes Arbeitszeitmodell ist 
das Solidaritätsprämienmodell, welches bei-
spielsweise bei der voestalpine seit 2005 er-
folgreich praktiziert wird. Bei der voestal-
pine wurde die Wochenarbeitszeit im Zuge 
der Umstellung des Schichtbetriebs von 38,5 
auf 34,5 Stunden reduziert. Heute haben et-

Arbeitszeitverkürzung 
ist keine Utopie.  
Sie ist sehr sinnvoll und 
längst überfällig.

Gewerkschaft
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wa 2.500 voestalpine-Beschäftigte ihre Arbeitszeit um etwas mehr 
als zehn Prozent reduziert, der Großteil davon Schichtarbeiter_in-
nen, aber auch Angestellte. Somit konnten 250 vormals arbeitslose 
Personen neu eingestellt werden, die üblicherweise auch nach Aus-
laufen des geförderten Solidaritätsprämienmodells von der voestal-
pine gehalten werden. Die Lohneinbußen im Zuge der Arbeitszeit-
verkürzung sind sehr moderat. Die Mitarbeiter_innen bekommen 
3,58 Prozent weniger als den bisherigen Bruttolohn. Für die ersten 
zwei Jahre nach dem Umstieg wird die Hälfte des Verdienstentgangs 
vom Arbeitsmarktservice ersetzt, dann springt der Arbeitgeber so 
lange ein, bis das Entgelt durch die alljährlichen Kollektivvertragser-
höhungen wieder den ursprünglichen Wert erreicht. Die voestalpi-
ne-Mitarbeiter_innen sind außerordentlich zufrieden mit den redu-
zierten Arbeitszeiten und der Umstellung des Schichtbetriebs (kürze-
re Arbeitsblöcke, längere Freizeitblöcke), wie betriebsinterne Umfra-
gen gezeigt haben. Insbesondere werden die positiven Auswirkun-
gen auf die Gesundheit und die Work-Life-Balance sehr geschätzt. Es 
bleibt mehr Zeit für Erholung und Familie. Gleichzeitig sind die Kran-
kenstände gesunken und die Produktivität ist gestiegen, bei Kosten-
neutralität für das Unternehmen.

Kürzere Arbeitszeiten, mehr Produktivität 
Auch in Japan zeigte eine verkürzte Arbeitszeit Erfolge: Die 2.300 Mit-
arbeiter_innen an den japanischen Standorten von Microsoft beka-
men einen ganzen Monat jeden Freitag frei – bei vollem Lohn. Dann 
wurden die Ergebnisse analysiert und mit jenen des Vorjahres vergli-
chen. Die Studie zeigt: Obwohl durch die 4-Tage-Woche die Arbeits-
zeit um 20 Prozent gesunken ist, stieg die Produktivität um 40 Pro-
zent an. Die Mitarbeiter genossen jede Woche ein langes Wochenen-
de, konnten sich besser regenerieren und waren motivierter.
Speziell in der Automobil-, der Chemie- und der Stahlindustrie sind 
32- bis 34 Stunden-Wochen keine Seltenheit mehr. Es gibt viele posi-
tive Beispiele von erfolgreichen Arbeitszeitverkürzungen – positiv für 
die Beschäftigten und die Arbeitgeber. Eine allgemeine Arbeitszeit-
verkürzung in Österreich ist keine Utopie. Im Gegenteil, sie ist sehr 
sinnvoll und längst überfällig!

   Arbeitsrecht 

Strafregisterauszug bei  
Praktikant_innen und  
Lehrlingen!

Immer öfter kommt es vor, dass Arbeitge-
ber vor Dienstantritt von Neueinsteigern 
wie Lehrlingen und Praktikant_innen, 
Strafregisterauszüge verlangen. Soweit so 
gut. Problematisch wird es jedoch, wenn 
die Arbeitgeber die Kosten für die Strafre-
gisterauszüge abwälzen wollen und Lehr-
linge sowie Praktikant_innen diese selbst 
bezahlen sollen. 

Laut Arbeiterkammer ist die Forderung 
nach einem aktuellen Strafregisteraus-
zug nur in bestimmten‚ „sensiblen“ Ar-
beitsfeldern üblich. Im Rahmen der Per-
sönlichkeitsrechte und des Schutzes der 
Privatsphäre ist ein Dienstgeber grund-
sätzlich nicht befugt, einen (aktuellen) 
Strafregisterauszug einzufordern. Aus-
nahmen bestehen in jenen Bereichen, 
in welchem Sondergesetze den Nach-
weis eines einwandfreien Leumundes 
des Arbeitsnehmers vorsehen. Dies ist 
etwa insbesondere im Justizbereich der 
Fall. Sofern der Dienstgeber berechtigt 
einen Strafregisterauszug vom Dienst-
nehmer einfordert, sind die Kosten 
hierfür jedenfalls durch den Dienstge-
ber zu begleichen. 

Auch dein Arbeitgeber verlangt Strafregis-
terauszüge und lässt dich auf diesen Kos-
ten sitzen? Du brauchst Unterstützung? 
Wir beraten gerne und unterstützen dich!

 
Kontakt: 

PFG Jugend
+43 664 66 32230
jugend@pfg.at

Arbeiterkammer
01 501650
www.arbeiterkammer.at/kontakt

Gewerkschaft
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Arbeitslosigkeit betrifft viele Menschen 
im Laufe ihres Lebens. Noch nie waren 

in Österreich aber so viele Menschen von Ar-
beitslosigkeit betroffen wie in der Corona-
Krise. Im Schnitt sind mehr als 900.000 Men-
schen mindestens einmal im Jahr arbeitslos. 
Das ist rund ein Viertel der unselbständigen 
Erwerbstätigen in Österreich. Die Corona be-
dingten Lockdowns haben den Arbeitsmarkt 
stark belastet. Viele Arbeitsplätze konnten 
durch Kurzarbeit zwar erhalten werden, aber 
nicht alle. In den letzten Monaten gab es in 
Österreich dadurch Rekordarbeitslosigkeit.
In den vergangenen Wochen gab es von Re-
gierungs- und Wirtschaftsseite immer wie-
der Vorstöße, die Zumutbarkeitsbestim-

mungen zu verschärfen oder das Arbeitslo-
sengeld zu kürzen. Diese Überlegungen sind 
jedoch weder sinnvoll, noch schaffen sie 
neue Jobs. Oberste Priorität müsste jetzt ei-
gentlich die Ankurbelung der Wirtschaft und 
die Schaffung von neuen Arbeitsplätzen ha-
ben. Sinnvoll wäre es, das in Österreich im 
internationalen Vergleich eher niedrige Ar-
beitslosengeld zu erhöhen. 
In Österreich werden in der Regel nur 55 
Prozent des vorigen Nettoeinkommens als 
Arbeitslosengeld (ohne Ergänzungsbetrag 
und Familienzuschlag) für eine zeitlich be-
grenzte Bezugsdauer ausgezahlt. Danach 
besteht Anspruch auf die noch geringere 
Notstandshilfe.

Arbeitslosengeld
Die Unterstützung für Arbeitslose muss dringend erhöht werden!

Arbeitslose Menschen sind sehr stark unter Druck.  
Werden die Zumutbarkeitsbestimmungen für Arbeitslose verschärft,  

steigt die Erwerbsarmut und der Niedriglohnsektor wächst.

Quelle:  
OECD.Stat, AK OÖ,  

*Zahlen aus 2019,  
Annahme: alleinsteh
ende Person ohne  
Kinder mit einem  
vorigen Einkommen 
von 67 Prozent des 
Durchschnittlohns. 
Arbeitslosigkeitsdauer  
1 Monat. Ohne Sozial-
hilfe und Wohnbeihilfe.
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Im Schnitt betrug das Arbeitslosengeld in 
Österreich im Jahr 2020 rund 993 Euro. Die 
Notstandshilfe betrug rund 873 Euro. Frau-
en beziehen im Schnitt um 16 Prozent weni-
ger Arbeitslosengeld (€ 171) und um 12 Pro-
zent (€ 111) weniger Notstandshilfe. Damit 
kann der Lebensstandard bei eintretender 
Arbeitslosigkeit nicht gesichert werden. Lau-
fende Verpflichtungen wie Mietzahlungen 
für das Wohnen oder Kreditrückzahlungen 
können somit zu einer großen Belastung für 
die Betroffenen werden.
Im internationalen Vergleich haben wir in 
Österreich eine der niedrigsten „Nettoer-
satzraten“ bei Arbeitslosigkeit. Wir liegen so-
gar unter dem OECD-Durchschnitt von 63 
Prozent. 

Angesichts der aktuellen Wirtschaftsprogno-
se ist davon auszugehen, dass die Arbeits-
losigkeit nur langsam zurückgehen wird. Die 
anhaltend hohe Arbeitslosigkeit in Kombina-
tion mit dem niedrigen Arbeitslosengeld ist 
für die Wirtschaftsentwicklung sehr heraus-
fordernd. Die Konsumschwäche durch zu 
wenig verfügbare Einkommen schwächt die 
Wirtschaft allgemein. Viele Menschen haben 
ihr Erspartes bereits aufgebraucht, größere 
Anschaffungen werden verschoben. Daher 
sind flankierende Maßnahmen notwendig, 
um die Wirtschaft wieder anzukurbeln. Ei-
ne Erhöhung des Arbeitslosengelds auf eine 
Nettoersatzrate von mindestens 70 Prozent 
erscheint dringend notwendig. Die einmali-
gen Zahlungen der Regierung an die Arbeits-
losen helfen nur wenig. Eine Kürzung des Ar-
beitslosengelds wäre sogar kontraproduk-
tiv. Mehrere Länder haben wegen der Coro-
na-Folgen das Arbeitslosengeld bereits an-
gehoben.

Positive Aufwärtsspirale
Die Erhöhung des Arbeitslosengelds auf 
mindestens 70% des vorherigen Nettoein-
kommens setzt an diesem zentralen Pro-
blem an. Dadurch wird Armut vermieden. 
Die Bevölkerung hat mehr Einkommen 
und somit auch mehr Konsummöglichkei-
ten. In weiterer Folge kommt es bei mehr 
Konsum auch zu einer besseren Auftrags-
lage für Betriebe. Dies wiederum bedeutet 
mehr und neue Jobs. Mehr Jobs wiederum 

führen volkswirtschaftlich gesehen zu mehr 
Einkommen, mehr Konsum und letztendlich 
zu mehr Steuereinnahmen und Sozialversi-
cherungsbeiträgen für den Staat. Und einer 
der wichtigsten Punkte: Arbeitslose haben 
durch die Schaffung von neuen Jobs auch 
wieder die Chance auf eine neue Beschäfti-
gung. Die Erhöhung des Arbeitslosengelds 
bewirkt somit eine positive Aufwärtsspirale 
für die gesamte Volkswirtschaft.

Als Parteifreie Gewerkschafter_innen for-
dern wir daher die Bundesregierung auf, 
die Nettoersatzrate beim Arbeitslosen-
geld-Grundbetrag von 55% auf mindes-
tens 70% anzuheben!

    ArbeitslosengeLD

Arbeitslosengeld ist kein Geschenk oder Sozialleistung,  
sondern eine Versicherungsleistung!

Arbeitslose werden von man-
chen Wirtschaftsvertreter_in-
nen und Politiker_innen oftmals 
bewusst als Schmarotzer darge-
stellt, die nicht arbeiten wollen. 
Es wird fälschlicherweise der 
Eindruck vermittelt, dass das 
Arbeitslosengeld eine Sozialleis-
tung ist, die viel zu hoch ist und 
zu lange ausgezahlt wird. 

Wie der Name schon sagt, ist 
die Arbeitslosenversicherung 
als Versicherungsmodell kon-
zipiert, genauso wie auch die 
Pensionsversicherung oder die 
Haftpflichtversicherung. Wer ar-
beitslos wird und davor Beiträ-
ge einbezahlt hat, erhält daher 
als Versicherungsleistung Ar-
beitslosengeld ausbezahlt. Als 
Voraussetzung müssen sich Ar-
beitslose auch arbeitsbereit 
erklären und bestimmte Re-
geln müssen eingehalten wer-
den. Wird ein Job-Angebot ab-

gelehnt, obwohl die Zumutbar-
keitsbestimmungen eingehal-
ten werden, verhängt das AMS 
Sanktionen und das Arbeitslo-
sengeld kann gesperrt werden.

Wie lange man Arbeitslosengeld 
bekommt, hängt von verschie-
denen Faktoren ab, wie Beschäf-
tigungsdauer und Alter. Grund-
sätzlich erhält man Arbeitslo-
sengeld für 20 Wochen. Die Dau-
er erhöht sich auf 30 Wochen, 
wenn man drei Jahre arbeitslo-
senversicherungspflichtig gear-
beitet hat. Wenn man das 40. Le-
bensjahr vollendet hat und in-
nerhalb der letzten zehn Jahre 
sechs Jahre arbeitslosenversi-
cherungspflichtig gearbeitet hat, 
auf 39 Wochen und wenn man 
das 50. Lebensjahr vollendet hat 
und innerhalb der letzten 15 Jah-
re neun Jahre arbeitslosenversi-
cherungspflichtig gearbeitet hat, 
auf 52 Wochen.

 
 

Gewerkschaft
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Landesvorstand GÖD Salzburg
FCG trickst gewaltig bei ihrer absoluten Mehrheit in Salzburg.

Die ÖVP nahe Fraktion Christlicher Gewerkschafter (FCG) hat in Salzburg  
bei den Betriebsrats- und Personalvertretungswahlen 2018/2019 ihre  

absolute Mehrheit der erreichten Stimmen verloren. Trotzdem stellt sie jetzt  
den Anspruch auf 12 von insgesamt 22 Mandaten im Landesvorstand der  

Gewerkschaft Öffentlicher Dienst (GÖD).

Möglich macht das eine skurrile Ausle-
gung der Geschäftsordnung der GÖD 

durch die FCG. So werden österreichweit üb-
lich die Pensionistinnen und Pensionisten, 
bei denen keine gesonderten Gewerkschafts-
wahlen mehr stattfinden, nach dem Ergebnis 
aller anderer Berufsbereiche umgelegt.
So auch in Salzburg, allerdings verwendet die 
FCG hier nicht das aktuelle Ergebnis der Ge-
werkschaftswahlen, sondern zieht das Ergeb-
nis der Wahlen aus den Jahren 2013/2014 he-
ran. In dieser Wahl gab es noch keine Kandi-
datur der PFG und das Wahlergebnis war da-
mals für die FCG, mit dem klaren Erreichen 
der absoluten Mehrheit, ein bei weitem bes-
seres. 

Die Pensionistinnen und Pensionisten stellen 
in der GÖD Salzburg mittlerweile mit Abstand 
die mitgliederstärkste Gruppe (4.179 Mitglie-
der), gefolgt von den Pflichtschullehrinnen 
und Pflichtschullehrern (3.171 Mitglieder). 
Aufgrund ihrer Größe hat die Umlegung gra-
vierende Folgen auf alle anderen aktiven Be-
rufsbereiche. 

Diese Vorgehensweise geht eindeutig zu 
weit! Es ist ein Affront gegen jeden demo-
kratisch denkenden Menschen. Anscheinend 
hat man den Slogan des heurigen 18. Landes-
kongresses der GÖD Salzburg: „gestern-heu-
te-morgen“ so interpretiert, dass man heu-
te das Wahlergebnis von gestern nimmt, um 
morgen eine absolute Mehrheit zu besitzen.

Demokratische Werte
Eine derartig willkürliche Mischung von Wahl-
ergebnissen aus verschiedensten Jahren, mit 
dem Ziel, sich eine absolute Mehrheit zu er-
schwindeln, darf in keiner Demokratie ge-
duldet werden und stellt eine nicht zu unter-
schätzende Gefahr gegenüber unserer De-
mokratie dar. Die Wählerinnen und Wähler 
haben diese absolute Mehrheit der FCG in 
keiner Weise legitimiert. Gerade für die Ge-
werkschaftsbewegung, die in der Vergan-
genheit immer für demokratische Werte ge-
kämpft hat, ist ein derartiges Verhalten zum 
Schämen und wird hoffentlich vom Österrei-
chischen Gewerkschaftsbund (ÖGB) so nicht 
toleriert.

Wir haben deshalb Beschwerde beim 
Schiedsgericht der GÖD eingelegt und gehen 
aber realistischer Weise davon aus, dass die-
ses Thema vor einem ordentlichen Gericht 
landen wird.

Anton Polivka
Vorsitzender PFG Salzburg

Heute
Gestern

Morgen

Bericht
Gewerkschaft Öffentlicher Dienst Salzburg

18. Landeskongress
16. & 17. Juni 2021

Mit uns -  
der GÖD Salzburg

Gewerkschaft
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Von einem Femizid spricht man, wenn ein 
Mord an einer Frau überwiegend mit der 

Tatsache zu tun hat, dass das Opfer weiblich 
ist. Dies deutet auf ein größeres Problem in 
der Gesellschaft insgesamt hin. So ist die Rol-
le der Frau in der Praxis immer noch nicht der 
des Mannes gleichgestellt. In der Theorie ver-
dienen Frauen gleich viel wie Männer. In der 
Theorie teilen sich Paare die Hausarbeit und 
die Kindererziehung zu gleichen Teilen. In der 
Theorie werden Führungspositionen in Un-
ternehmen unabhängig vom Geschlecht be-
setzt. Dass dies nicht der Praxis entspricht, wis-
sen wir alle. Auch der Gesetzgeber weiß das 
und hat deshalb in manchen Bereichen eine 
Quotenregelung eingeführt, um diesen Miss-
stand zumindest auf mittlere Sicht zu bereini-
gen. Leider werden diese Quoten nicht einmal 
bei allen staatlichen bzw. teilstaatlichen Unter-
nehmen eingehalten, wie uns die Zusammen-
setzung des Aufsichtsrats der ÖBAG (Bericht 
des Kuriers vom 29.4.2021) wieder deutlich vor 
Augen führt. Dort sind nun nur noch 2 der 9 
Aufsichtsräte weiblich, obwohl das Gesetz eine 
Quote von mind. 30% vorsieht. Das alles führt 
natürlich nicht direkt zu mehr Femiziden, zeigt 
jedoch, dass Frauen in der breiten Gesellschaft 
immer noch nicht die ihnen gebührende gleich-
wertige Stellung zuerkannt bekommen. 

Gerne kommen jetzt Argumente wie „Wenn 
sich keine Frau für die Position zur Verfügung 
stellt, können wir auch nichts machen!“ oder 
„Wenn es eine gleichwertige Frau in der Positi-
on gäbe, würden wir sie natürlich bevorzugen!“ 
usw. Es kommt aber leider oft gar nicht so weit. 
Damit Frauen in solche Positionen wachsen 
können, müssten sie auch gefördert werden. 

Femizide ...
… und was sie mit der Gleichstellung der Frau in der  

österreichischen Gesellschaft von 2021 zu tun haben.

In Österreich passieren zwar im Vergleich mit anderen Ländern eher wenige Morde, 
jedoch sind bei uns anteilsmäßig die meisten Frauen betroffen. Im Jahr 2020 waren 

von den 43 Morden, die in Österreich statistisch aufscheinen, 31 an Frauen.

Die Tatsache, dass Frauen im Alter zwischen 20 
und 40 für längere Zeit, aufgrund von Schwan-
gerschaft und Mutterschutz/Karenz ausfallen 
oder nur eingeschränkt arbeiten können, soll-
te kein Kriterium mehr für Unternehmen sein, 
Frauen nicht gleichwertig zu fördern. Die fach-
liche Qualifikation an sich ist sicher nicht das 
Problem!

Unsere Aufgabe ist es, auf jeder gesellschaft-
lichen Ebene Bewusstseinsbildung zu betrei-
ben. Sei es in der Familie, im Freundeskreis 
oder eben auch in der Berufswelt. Gerade im 
Beruf kann man auf 
mehreren Ebenen ak-
tiv werden. Einmal als 
Arbeitgeber, der eine 
entsprechende Un-
ternehmenskultur 
vorgibt, als Vorgesetz-
ter, welcher das ent-
sprechende Gleich-
heitsbewusstsein auch einfordert und natür-
lich auch im Kolleg_innenkreis bei der täglichen 
Arbeit. Wir können und müssen Quoten ein-
fordern und Nichteinhaltungen saktionieren, 
denn es ist an der Zeit, dass Frauen in unserer 
Gesellschaft ernsthaft gleichwertig behandelt 
und bezahlt werden. 
Femizide haben vermeintlich nichts mit einer 
Frauenquote im Aufsichtsrat der ÖBAG zu tun 
und doch zeigt uns die dortige Übermacht an 
männlichen Aufsichtsräten, dass „MANN“ glaubt, 
es besser zu können und besser zu wissen!

Katharina Moltinger
PFG Diversität, Frauen,  
Gleichbehandlung

Femizide deuten auf  
ein größeres Problem  
in der Gesellschaft  
insgesamt hin.
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Es war der Wille aller drei „Grün-
dungsfraktionen“, mit dem ÖGB 

eine einheitliche Organisation zu 
schaffen, die alle Beschäftigten um-
fasst und vertritt. Obwohl der ÖGB 
als überparteilicher Verein gegründet 
wurde, wohl wissend wie wichtig die 
Überparteilichkeit ist, wurden zu Be-
ginn dennoch nur die Fraktionen der 
Sozialistischen, Christlichen und Kom-
munisten Gewerkschafter_innen im 
ÖGB anerkannt. Viele Gewerkschafts-
mitglieder, die keiner dieser Partei-
fraktionen angehörten, aber auch 
viele Parteimitglieder, die die Gewerk-
schaftsarbeit tatsächlich überpartei-
lich sehen wollten, waren daher von 
Anbeginn von der Mitbestimmung im 
ÖGB ausgeschlossen.

1952 – Gründung der „Arbeitsge-
meinschaft parteiloser Betriebs-
räte und Arbeitnehmer“ 
Parteilose Gewerkschafter_innen aus 
ganz Österreich haben sich in den 
Nachkriegsjahren mehr und mehr 
koordiniert und organisiert, um ihre 
Ideen und Vorstellungen gemeinsam 
umzusetzen. Am 7. Oktober 1952 tra-
fen sich in Gmunden (Oberösterreich) 
mehr als 200 Betriebsrät_innen aus 
allen Bundesländern Österreichs mit 
dem Ziel, eine unabhängige und par-
teifreie Interessensgemeinschaft zu 
etablieren. Bei dem Treffen in Gmun-
den haben Gewerkschafter_innen 
und Betriebsrät_innen aus der Privat-

wirtschaft und der verstaatlichten In-
dustrie, die keiner Parteifraktion an-
gehörten, die „Arbeitsgemeinschaft 
für parteilose Betriebsräte und Ar-
beitnehmer“ gegründet. Dieses Zu-
sammentreffen war die Geburtsstun-
de der „Parteifreien Gewerkschafter_
innen Österreichs (PFG)“. 

Schon bei der Gründung der gemein-
samen Arbeitsgemeinschaft wurde 
das Motto ausgegeben, dass „führen-
de“ Parteifunktionäre nicht gleichzei-
tig leitende Funktionen in den Inter-
essensvertretungen der Arbeitneh-
mer_innen ausüben sollten. Diesem 
Grundsatz ist die PFG bis heute treu 
geblieben. 

Am 5. März 1953 wurde der Verein 
„Parteifreie Gewerkschafter_innen 
Österreichs“, damals noch als „Ar-
beitsgemeinschaft parteiloser Be-
triebsräte und Arbeitnehmer Öster-
reichs“ mit Sitz in Wien, offiziell einge-
tragen und anerkannt. In allen Bun-
desländern Österreichs wurden in 

weiterer Folge Landesgruppen und 
Arbeitsgemeinschaften parteifrei-
er Betriebsrät_innen und Arbeitneh-
mer_innen installiert und eigene (Lan-
des-)Vereine gegründet.

Der lange Weg zur anerkannten 
Fraktion im ÖGB
Seit Gründung des Österreichischen 
Gewerkschaftsbundes mit seinen 
Fachgewerkschaften haben sich par-
teilose und unabhängige Betriebs-
räte in den Gewerkschaften enga-
giert, um für die Interessen der Ar-
beitnehmer_innen zu kämpfen. Der 
Weg zur anerkannten Fraktion im 
ÖGB wurde den parteifreien Ge-
werkschafter_innen jedoch lange 
Zeit verwehrt. Die politischen Frakti-
onen, als verlängerter Arm der Par-
teien, haben, vor dem Hintergrund 
des politischen Zeitgeistes, die Aus-
richtung und Organisation des ÖGB 
bis heute bestimmt. Parteifreie Ge-
werkschafter_innen waren zwar ge-
duldet, echte Mitsprache in den Ge-
werkschaftsgremien und im ÖGB 
wurde ihnen aber nicht zugestan-
den. Erst im Juni 1962 wurde erst-
mals ein Mitglied der „Arbeitsge-
meinschaft für parteilose Betriebs-
räte und Arbeitnehmer“ in den ÖGB-
Bundesvorstand kooptiert.

Arbeiterkammerwahlen
Die Parteifreien Gewerkschafter_in-
nen sind in der Vergangenheit auch 

Von der Gründung bis zur 
Neuaufstellung

Die Geschichte der Parteifreien Gewerkschafter_innen Österreichs

Am 15. April 1945 versammelten sich Gewerkschafter_innen in Wien und gründeten 
den Österreichischen Gewerkschaftsbund (ÖGB) als überparteilichen Verein mit  

freiwilliger Mitgliedschaft. Der ÖGB fungiert seither als demokratische  
Interessenvertretung für Arbeitnehmer_innen in Österreich. 

Parteifunktionäre 
sollen keine leiten-
den Funktionen in 
den Interessenver-
tretungen ausüben. 
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bundesweit bei den Arbeiterkam-
merwahlen angetreten. Im Jahr 1954 
konnten österreichweit 26 Mandate 
erreicht werden. 1959 sank die Man-
datsanzahl auf 15, 1964 auf 11 und 
1969 auf 4 Mandate. Bei der Arbei-
terkammerwahl 1974 konnten kei-
ne Mandate mehr erreicht werden. 
Seither sind die Parteifreien Gewerk-
schafter_innen nicht mehr als Frakti-
on in der Arbeiterkammer vertreten 
bzw. nicht mehr bei den Arbeiter-
kammerwahlen angetreten. 

1975 – Umbenennung in  
„Parteifreie Gewerkschafter  
Österreichs“
Im Jahr 1975 wurde die Organisati-
on der „Arbeitsgemeinschaft partei-
loser Betriebsräte und Arbeitneh-
mer“ in „Parteifreie Gewerkschafter 
Österreichs“ umbenannt. Die einzel-
nen Landesvereine und der Länder-
rat wurden aufgelöst und die Struk-
turen in den Verein „Parteifreie Ge-
werkschafter Österreichs“ integriert. 
Gleichzeitig verlegte man den Ver-
einssitz von Wien nach Linz. 

1997 – PFG wird als Fraktion im 
ÖGB anerkannt
In den Neunziger Jahren hat sich der 
ÖGB schrittweise geöffnet, um den 
Herausforderungen der Zeit und dem 
wirtschaftlichen und politischen Wan-
del Rechnung zu tragen. Beim ÖGB-
Bundeskongress im Oktober 1991 wur-
de der Beschluss gefasst, die Mitwir-
kung der Gewerkschaftsmitglieder zu 
erweitern und die Unabhängigkeit der 
Organisation auszubauen. Der Weg für 
den Fraktionsstatus der PFG im ÖGB 
war somit vorgezeichnet. Am 19. No-
vember 1997 wurden die „Parteifreien 
Gewerkschafter_innen Österreichs“ als 
offizielle Fraktion im ÖGB anerkannt. 
Die PFG ist seitdem eine der sechs an-
erkannten Fraktionen im Österreichi-
schen Gewerkschaftsbund, verbun-
den mit Mitbestimmungsmöglichkei-
ten und Sitzen in den diversen Gremien 
der Fachgewerkschaften und des ÖGB. 

2020 – Gründung der Parteifreien 
Gewerkschaftsjugend
Im Jahr 2020 wurde, erstmals in der 
ÖGB-Geschichte, eine Parteifreie Ge-

werkschaftsjugend gegründet. Öster-
reichweit wurden PFG-Landesjugend-
gruppen installiert. Mit Michelle Mül-
ler wurde eine Frau zur ersten Vor-
sitzenden der Parteifreien Gewerk-
schaftsjugend gewählt. Seit 2021 ist 
die Vorsitzende der Parteifreien Ge-
werkschaftsjungend auch Mitglied im 
PFG-Bundespräsidium.

2021 – Neuaufstellung der PFG
Beim 26. PFG-Bundeskongress am 
20. März 2021 kam es zur Neuaufstel-
lung der Parteifreien Gewerkschaf-
ter_innen Österreichs. Im Zuge der 
Neuwahlen des Bundespräsidiums 
und des Bundesvorstands wurde 
ein Generationenwechsel vollzogen. 
Alexander Sollak hat den Vorsitz vom 
langjährige PFG-Obmann Heinz Weiß-
mann übernommen. Die Parteifreien 
Gewerkschafter_innen haben sich in 
weiterer Folge zum Ziel gesetzt, par-
teifreie Gewerkschaftspolitik auf al-
len Ebenen zu stärken und zukünftig 
bei den Wahlen in allen Fachgewerk-
schaften sowie bundesweit bei den 
Arbeiterkammerwahlen anzutreten.

25 Jahre 
PFG

ÖGB-Präsident 
Anton Benya 
(rechts) beim 

PFG-Jubiläum im 
Jahr 1977.

10 Jahre  
PFG 

ÖGB-Präsident  
Franz Olah (links)  
beim PFG-Jubiläum  
im Jahr 1962.
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Vor 31 Jahren im März 1990 kandidierten 
erstmals Kolleg_innen als Parteifreie Ge-

werkschafter_innen bei den Personalvertre-
tungs- und Betriebsratswahlen am Magistrat 
Linz. Das Team rund um Harald Fischbacher, 
Josef Höfler, Maria Seilinger, Josef Haudum, 
Ing. Wolfgang Tomitza und Christine Krott-
hammer erreichte auf Anhieb 8 Mandate bei 
über 5.000 Wahlberechtigten. Bei der letzten 
Wahl mit PFG-Beteiligung vom 5. bis 6. Mai 
2002 erreichte das PFG-Team bei 5.726 Wahl-
berechtigten 9,2 % und somit 13 Mandate. 
Leider wurde nach der Pensionierung von Ha-
rald Fischbacher die über 10 Jahre dauernde 
Aufbauarbeit nicht mehr durch junge Kräfte 
weitergeführt. Nach mehr als 12 Jahren und 
unzähligen Ausgaben wurde auch das PFG In-
fo-Blatt eingestellt. Bis heute gibt es noch Kon-
takt zu einigen ehemaligen Kollegen_innen 
vom Magistrat Linz. Besonders zu erwähnen 
sind hier stellvertretend Edith Füreder (Ex-
PFG-Vorstandsmitglied), Christine Krottham-
mer, Ing. Wolfgang Tomitza, Josef Haudum, 
Silvia Tomancok, Walter Pichler, Elisabeth 
Paur und Mag. Kurt Födermayr. Den verstor-
benen Kollegen Franz Jungreitmayr, Fran-
ko Wassilo und zuletzt am 9.12.2019 Josef 
Höfler, werden wir stets ein ehrendes An-
denken bewahren.

»» PFG-Zeitgeschichte – Magistrat Linz 1990 – 2002
Vor 31 Jahren im März 1990 kandidierten erstmals Kolleg_innen als Parteifreie 
Gewerkschafter_innen bei den Personalvertretungs- und Betriebsratswahlen am 
Magistrat Linz.

Kronen Zeitung 

Samstag, 10. Februar 1990, Seite 13

Linz: Unabhängige  
Liste hat mehr Mandate 
als Kandidaten

Die erstmals kandidierende „Partei­
unabhängige Liste“ im Linzer Ma­
gistrat wurde bei den Personal­
vertretungswahlen vom eigenen Erfolg 
überrascht: Sie eroberte mit 12,8 Pro­
zent der Stimmen gleich acht Mandate, 
obwohl sie nur sechs Kandidaten hat. 
Zwei ihrer Sessel bleiben daher unbe­
setzt. Auf die sozialistischen Gewerk­
schafter entfielen 50 Mandate (+ 1), ob­
wohl diesmal insgesamt um sieben Sit­
ze mehr vergeben wurden, die Christ­
gewerkschafter wurden auf zwei Man­
date halbiert, der Linksblock blieb bei 
einem Sitz. In SBL und LIVA kandi­
dierten die Unabhängigen nicht, dort 
gewannen die Sozialisten leicht dazu. 

»» Alles Gute zum Geburtstag!
60 Jahre
Winkler Waltraud, Volders 
Aichinger Karl, Stroheim 
Angerer Helmbrecht, Schwaz 
70 Jahre - Graml Ing. Norbert, Traun 

80 Jahre
Klecka Siegfried Adolf, Linz 
Pohlner Kurt, Judenburg 
85 Jahre
Glatz Franz, Judenburg

 65 Jahre
Mold Josi, Mödling
Oberransmayer Günter, Freistadt
Rumpold Julius, Viktring

70 Jahre
Unger Marta, Graz
Schneider Otmar, Ramersdorf
Bendl-Schoisengeier Rosemarie, Trumau

75 Jahre
Brandl Hilde, Linz
Dirschmid Elisabeth, Linz
Schichl Albert, Haibach

80 Jahre
Neumann Horst, St. Florian
Krenmayr Horst, Linz

Der Antritt der  
Parteifreien Ge-
werkschafter_in-
nen bei den Wah-
len am Magistrat 
Linz im Jahr 1990 
fand auch in den 
Medien große Re-
sonanz. In den Zei-
tungen wurde aus-
führlich über den 
überraschenden 
Erfolg der PFG be-
richtet.
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Kurier 
Samstag, 10. Februar 1990. Seite 20

Überraschendes Ergebnis bei den Betriebsratswahlen
 Linzer Magistrat: Die Parteifreien räumten ab
Abgeräumt haben die parteifrei­
en Gewerkschafter beim ersten 
Antreten bei Betriebsratswah­
len im Magistrat Linz, obwohl 
sie über Untergriffe gegen ihren 
Wahlkampf klagten: „Die Zeit 
der Ostblock-Ergebnisse für 
die Sozialisten ist vorbei!“ tri­
umphieren sie mit acht Manda­
ten. Die Sozialisten fühlen sich 
trotzdem als Sieger. 
Von über 6000 Stimmberech­
tigten in Linz waren heuer 
rund 1000 relativ junge Ma­
gistratsbedienstete zum ersten­
mal zur Wahl gegangen. Auf 
ihr Stimmverhalten und die lan­
ge Diskussion um ein unpopu­
läres „Maßnahmenpaket“ zum 
Stutzen der Beamtenprivilegi­
en führt SP-Fraktionschef Pe­
ter Haunschmied die Gewinne 
der Parteifreien zurück: Es sei 

zwar gelungen, die drohenden 
Verschlechterungen im Dienst- 
und Besoldungsrecht großteils 
abzuwehren, aber die Verärge­
rung sei geblieben. Die Frakti­
on christlicher Gewerkschafter 
verlor in Linz zwei ihrer vier 
Mandate, der gewerkschaft­
liche Linksblock hielt seines, 
und die Sozialisten verbesser­
ten sich mit 61 um zwei Man­
date, weil heuer mehr als bei 
der letzten Wahl vergeben wur­
den. Bei Gewerkschaftswahlen 
in Linz kamen die Sozialisten 
auf 223 von 231 Mandaten, die 
FCG auf 4, die Parteifreien auf 
3 und die KP auf eines. In Wels 
wurde ebenfalls am Donnerstag 
gewählt, dort erzielte die SP 21 
und die Fraktion christlicher Ge­
werkschafter 4 (vorher 2) Man- 
date.

OÖ Nachrichten, Samstag, 10. Februar 1990, Seite 25 

Linzer Personalwahl: 8 Mandate für Parteifreie
LINZ (OÖN-mb). Welch großes Protestpotential sich 
auch in der Linzer Beamtenschaft angesammelt hat, 
bewiesen die am Donnerstag abgehaltenen Perso­
nalvertretungswahlen: Die Liste der parteifreien Ge­
werkschafter, die zum ersten Mal in Linz angetreten 
war, errang auf Anhieb acht der 72 Mandate oder fast 
13 Prozent der Stimmen. Und dies, obwohl ausge­
rechnet die Flugblätter der Parteifreien, die per Post­
wurf an rund 6000 Haushalte zugestellt werden soll­
ten, mit einem Tag Verspätung erst am Wahltag selbst 
und damit zu spät an die Adressaten kamen.
Dahinter vermutet die neue Gruppierung keinen Zu­
fall. Die Postwurfsendungen der anderen Fraktionen, 

die am selben Tag aufgegeben worden waren, erreich­
ten die Adressaten nämlich planmäßig. Die Mandate 
waren diesmal um sieben aufgestockt worden. Im Ge­
samtbereich Magistrat plus SBL und LIVA legten die 
Sozialisten um zwei Mandate von 59 auf 61 zu. Die 
christlichen Gewerkschafter wurden von 4 auf 2 Man­
date halbiert, der Gewerkschaftliche Linksblock konn­
te sein einziges Mandat halten. 
In Wels, wo die Magistrats-Personalvertretung eben­
falls neu gewählt wurde, hielten die Sozialisten ih­
ren Stand von 21 Mandaten. Die christlichen Gewerk­
schafter, die bisher 2 Sitze hatten, errangen die beiden 
neu zu vergebenden Mandate dazu und haben nun vier.

Bedenklich ist, dass bei den letzten Per-
sonalvertretungs- und Betriebsratswah-
len am Magistrat Linz am 5.5.2019 von 
5.915 Wahlberechtigten 2.064 Mitar-
beiter_innen gar nicht zur Wahl gegan-
gen sind. Ein Grund ist sicherlich die Ab-
lehnung von parteipolitischen Gewerk-
schaftslisten. Es ist somit augenschein-
lich, dass es ein großes Potential für Par-
teifreie Personalvertretungs- und Be-
triebsratslisten gibt – und dies nicht nur 
beim Magistrat Linz. 

Dank an die PFG-Pioniere 
Es ist sicherlich nicht einfach als neue Lis-
te gegen die alteingesessenen parteipo-
litischen Gruppen anzutreten und sich 
langfristig zu behaupten. So gesehen 
danken wir den PFG-Pionieren von 1990 
für ihren Einsatz, für ihr Demokratie-
verständnis und den Mut bei den Wah-
len anzutreten. Der Magistrat Linz ist 
ein gutes Beispiel, was möglich ist, wenn 
sich engagierte Belegschaftsvertreter 
für die Kolleg_innen einsetzen. Es zeigt 
aber auch, wie wichtig es ist, die Gewerk-
schafts- und Betriebsratsarbeit auf eine 
breite Basis zu stellen und sich um den 
„Nachwuchs“ zu kümmern. 

Ing. Otmar Höfler
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PFG Parteifreie 
Gewerkschafter_innen

www.pfg.at

@pfg_oesterreich

pfg_oesterreich

@pfgoesterreich
Österreichische Post AG - Info.Mail Entgelt bezahlt 

Unfaire Arbeitsbedingungen, mieses Betriebsklima –  
du hast genug davon? 

Wir verstehen dich! 
Besonders in Zeiten der Corona-Krise hat sich gezeigt, wie wichtig betriebliche  
Mitbestimmung ist. Gerade jetzt brauchen Arbeitnehmer_innen tatkräftige  
Betriebsrät_innen, die sich für mehr Fairness in der Arbeitswelt einsetzen.  
 
Sei du die starke Stimme! Gründe einen Betriebsrat – wir unterstützen dich dabei!
Erfahre jetzt mehr zur österreichweiten ÖGB-Kampagne  
 

„Sei du die starke Stimme“ auf www.mir-reichts.at 


